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Hilfsmittel: Ablehnung und Widerspruch 
 

Was können Sie tun, wenn Ihr Antrag auf Hilfsmittelversorgung von der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) oder einem der anderen Leistungsträger zur Rehabilitation und Teilhabe nach SGB IX ganz oder teil-
weise abgelehnt wurde? Im Folgenden finden Sie Informationen zum Rechtsverfahren und möglichen Vor-
gehensweisen. Gerne steht Ihnen die DGM-Hilfsmittelberatung für weitere Auskünfte zur Verfügung. 

1. Ihr Antrag auf Hilfsmittelversorgung wurde abgelehnt? Legen Sie Widerspruch ein! 
2. Worauf muss ich bei der Begründung des Widerspruchs achten? 
3. Was tun bei teilweiser Genehmigung meiner Hilfsmittelversorgung? 
4. Anhörung und Entscheidung im Widerspruchsverfahren 
5. Ablehnung des Widerspruchs: Klage vor dem Sozialgericht? 
6. Ich habe eine Frist verpasst, was kann ich tun?  
7. Was tun bei Schwierigkeiten mit dem Kostenträger während des Verfahrens? 
8. Rechtsschutz wenn es eilt: Die einstweilige Anordnung (EA) 
9. Selbstbeschaffung eines Hilfsmittels 
10. Weiterführende Informationen 
 

1. Ihr Antrag auf Hilfsmittelversorgung wurde abgelehnt?  
Legen Sie Widerspruch ein! 

Wurde Ihr Antrag ganz oder teilweise abgelehnt, können Sie dagegen persönlich oder schriftlich Wider-
spruch einlegen. Der Widerspruch ist an keine besondere Form gebunden. 
 

Auf welchem Weg wurde ich über die Ablehnung informiert? 
Meistens erhalten Sie einen Ablehnungsbescheid per Post. Am Ende des Schreibens befindet sich in der Re-
gel die so genannte „Rechtsbehelfsbelehrung“ (§ 36 SGB X): „Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb 
eines Monats schriftlich Widerspruch bei … (Name und Adresse des Kostenträgers) einreichen…“ 
 
 
 
 
 
 

Welche Fristen muss ich beachten? 
▪ Haben Sie einen schriftlichen Bescheid erhalten: Fristbeginn = Tag der Zustellung in Ihrem Briefkasten 

oder am dritten Tag nach der Aufgabe bei der Post. Bei elektronischer Übermittlung gilt der Verwal-
tungsakt am dritten Tag nach der Absendung als bekannt gegeben (§ 37 SGB X). 

▪ mit Rechtsbehelfsbelehrung beträgt die Frist: 1 Monat (nicht 4 Wochen!), zum Beispiel: Zugang am 5. 
Mai, Fristende: 1 Monat später = 5. Juni, 24 Uhr. Falls das Fristende auf einen Sonn- oder Feiertag fällt, 
so endet die Frist mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktages. Innerhalb dieser Zeit muss Ihr Wi-
derspruch beim Kostenträger eingegangen sein! 

▪ Bei einem Ablehnungsschreiben ohne Rechtsbehelfsbelehrung oder einer mündlichen Ablehnung ver-
längert sich die Frist auf 1 Jahr. 

Hinweis:  
Falls Ihnen die Ablehnung nur mündlich oder elektronisch mitgeteilt wurde, fordern Sie unmittelbar ei-
nen schriftlichen rechtsmittelfähigen Bescheid an (§§ 33- 36 SGB X)!  

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/inhalts_bersicht.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_10/__36.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_10/__37.html
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Wie lege ich den Widerspruch ein? 

▪ Um die Frist zu wahren, können Sie zunächst formlos Widerspruch einlegen und eine Begründung oder 
weitere sachdienliche Unterlagen (Gutachten, Stellungnahmen) später nachreichen. 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

▪ Natürlich dürfen Sie eine detaillierte Begründung auch direkt zusammen mit dem Widerspruch einrei-
chen, solange Sie dabei die o.g. Fristen einhalten. 

▪ Den Widerspruch können Sie persönlich an der im Bescheid genannten Stelle zu Protokoll geben, Ihr 
Schreiben dort abgeben (wichtig: Empfang auf einer Kopie schriftlich bestätigen lassen) oder auf dem 
Postweg zuschicken (am besten per Einschreiben mit Rückschein für den Nachweis des Eingangs beim 
Kostenträger). Sie können Ihren Widerspruch auch zunächst per Fax versenden und das Originaldoku-
ment anschließend per Post zustellen. Ein wirksamer Widerspruch auf elektronischem Weg oder per E-
Mail ist nur unter sehr differenzierten Voraussetzungen möglich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Worauf muss ich bei der Begründung des Widerspruchs achten? 
 
 
 
 

Prüfen Sie den Bescheid des Kostenträgers!  

▪ Mit welcher Begründung wurde Ihr Antrag abgelehnt?  

▪ Hat der Kostenträger Ihre besondere Situation berücksichtigt? 

Hinweis: 
Nach Eingang des Widerspruchs und Vorlage aller entscheidungserheblichen Tatsachen hat der Kosten-
träger 3 Monate Zeit, über den Widerspruch zu entscheiden. (§ 88 SGG). Über eine schriftliche „Sach-
standsanfrage“ können Sie den Bearbeitungsstand abfragen. Bitte beachten Sie Ihre Mitwirkungs-
pflicht! Fordert der Kostenträger zur Bearbeitung weitere Unterlagen oder ärztliche Begutachtungen 
an, so empfehlen wir Ihnen eine kooperative Haltung. 

Textvorschlag  -  „formloser Widerspruch“: 

[Ihr Absender, Adresse des Kostenträgers, Datum] 

Antrag auf Versorgung mit … (benennen Sie hier das beantragte Hilfsmittel) 
Widerspruch gegen den Bescheid [Datum, Geschäfts- bzw. Aktenzeichen des Ablehnungsbescheides] 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
gegen Ihren Bescheid [Aktenzeichen] vom [Datum] lege ich hiermit fristgerecht Widerspruch ein. Eine 
Begründung reiche ich nach.  
Mit freundlichen Grüßen, 
[Unterschrift – ggf. Ihres Bevollmächtigten → Vollmacht mitsenden!] 

Hinweis: Eine Pflicht zur Begründung des Widerspruchs besteht nicht, sie ist aber zu empfehlen!  

 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgg/__88.html
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Nach §20 SGB X (Amtsermittlungsgrundsatz und Sorgfaltspflicht) sowie nach §35 SGB X (Begründung 
eines Verwaltungsaktes) ist er dazu verpflichtet, alle für den Einzelfall bedeutsamen Umstände zu be-
rücksichtigen und die Entscheidungsgründe dem Versicherten bekannt zu geben. 

▪ Hat der Leistungsträger seine Zuständigkeit überprüft (§14 SGB IX)? Hätte statt einer Ablehnung die 
Weiterleitung Ihres Antrages zu einem anderen, hierfür zuständigen Rehabilitationsträger erfolgen kön-
nen? 

▪ Welche Unterlagen und Argumente hat der Kostenträger für seine Entscheidung verwendet? Greifen 
Sie die Ablehnungsgründe auf und widerlegen Sie die Argumente in Ihrer Widerspruchsbegründung. 

▪ Verweist der Kostenträger auf eine ablehnende Einschätzung durch ein Gutachten, zum Beispiel durch 
den Medizinischen Dienst (MD)? 

 
 
 

▪  
 
 
 
 

▪ Sollte das Gutachten fehlerhaft sein und Ihre individuellen Umstände nicht ausreichend berücksichtigen, 
so schildern Sie dies in Ihrem Widerspruchsschreiben. Wurde das Gutachten z.B. nach Aktenlage erstellt, 
so könnten Sie ggf. eine Begutachtung vor Ort fordern. (Hinweis: bereiten Sie alle Unterlagen für den 
Begutachtungstermin vor. Nehmen Sie eine weitere Person als Unterstützung hinzu!)  

 

Prüfen, bekräftigen und ergänzen Sie die Begründungen aus Ihrem Antrag! 

▪ Hatten Sie Ihre persönliche Einzelfall-Situation und den Bedarf sowie den Zweck der Hilfsmittelversor-
gung nachvollziehbar begründet? 

▪ Beschreiben Sie in Ihrem Widerspruch erneut detailliert Ihre Situation und die Notwendigkeit für die 
beantragte Versorgung, auch wenn Sie dies im Rahmen Ihres Antrages schon getan haben. 

▪ Holen Sie ergänzende, schriftliche Stellungnahmen Ihrer Ärzte und Therapeuten ein. Bekräftigen Sie die 
Hilfsmittelversorgung ggf. mit Foto- oder Videoaufnahmen, mit der Sie den erfolgreichen Einsatz des 
Hilfsmittels im Rahmen Ihrer praktischen Erprobung belegen. 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

Hinweis: 
Fordern Sie das MD-Gutachten an, Sie haben ein Recht auf Akteneinsicht (§ 25 SGB X)!  
Sie können den oben genannten Textvorschlag „formloser Widerspruch“ mit folgender Formulierung 
ergänzen: „Sie verweisen in Ihrem Schreiben u.a. auf ein Gutachten des MD. Bitte ermöglichen Sie mir 
zeitnah Einsicht in diese Unterlagen (siehe § 25 SGB X, Akteneinsicht)!“ 

Hinweis: 
Die Erfahrung zeigt, dass mit einer nachvollziehbaren detaillierten Begründung im Widerspruchsverfah-
ren die Versorgung mit dem zuvor abgelehnten Hilfsmittel häufig noch erreicht werden kann. 

Suchen Sie sich Unterstützung, z.B. durch Austausch mit anderen Menschen mit neuromuskulären Er-
krankungen, durch Hinweise von den ehrenamtlich tätigen DGM-Kontaktpersonen oder durch Rück-
frage in der DGM-Hilfsmittelberatung der Bundesgeschäftsstelle. 

Sie könnten das Widerspruchschreiben auch durch einen Anwalt (aus dem Bereich Sozialrecht / Hilfs-
mittel) an den Kostenträger senden lassen. Ist Ihr Widerspruch erfolgreich, so erstatten die Leistungs-
träger die Anwaltskosten. 
 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_10/__20.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_10/__35.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__14.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_10/__25.html
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Beachten Sie die Rechtsprechung, wenden Sie sich bei Bedarf an einen Rechtsanwalt! 

▪ Ein Blick in die Rechtsprechung, v.a. des Bundessozialgerichts (BSG) kann Ihnen weitere Argumente für 
Ihre Begründung geben, Urteile finden Sie bei www.rehadat-recht.de (> Rechtsprechung > Hilfsmittel) 

▪ Wenden Sie sich bei Bedarf an einen Fachanwalt für Sozialrecht (und Hilfsmittelversorgung). Empfeh-
lungen von Rechtsanwälten siehe Abschnitt „10. Weiterführende Informationen“.  

▪ Manche Rechtsschutzversicherungen bieten außergerichtlichen Sozialrechtsschutz an. Fragen Sie bei 
Ihrer Versicherung nach, ob Kosten bereits im sozialrechtlichen Widerspruchsverfahren übernommen 
werden. (Mehr dazu im Abschnitt „10. Weiterführende Informationen“) 

▪ Bei geringem Einkommen können Sie für Rechtsberatung und Rechtsvertretung im Widerspruchsver-
fahren Beratungshilfe beantragen. (Mehr dazu im Abschnitt „10. Weiterführende Informationen“) 
 
 

3. Was tun bei teilweiser Genehmigung meiner Hilfsmittelversorgung? 

Der Kostenträger kann einen Antrag ganz oder auch teilweise befürworten oder ihn ablehnen. Eine teil-
weise Genehmigung liegt beispielsweise vor, wenn anstelle des von Ihnen beantragten Hilfsmittels die Ver-
sorgung mit einem anderen Hilfsmittel vorgeschlagen wurde oder wenn die Kosten Ihres Hilfsmittels an sich 
zwar bewilligt, die Übernahme von Zubehörteilen jedoch abgelehnt wurde.  
 

Wurde Ihnen ein anderes Produkt aus derselben Produktgruppe vorgeschlagen?  
Diese Vorgehensweise kommt häufig bei den gesetzlichen Krankenkassen vor. So könnten Sie sich in die-
sem Fall verhalten: 

▪ Falls klar ersichtlich ist, dass der Versorgungsvorschlag der Krankenkasse für Ihren Einzelfall „nicht aus-
reichend, zweckmäßig und wirtschaftlich“ (§ 12 SGB V) ist, sollten Sie ihn zurückweisen und Wider-
spruch einlegen. Schildern Sie in der Begründung den klaren Gebrauchsvorteil und die medizinische 
Notwendigkeit des von Ihnen beantragten Hilfsmittels im Vergleich zu der von der Kasse vorgeschlage-
nen Versorgung. 

▪ Falls der Gebrauchsvorteil nicht klar ersichtlich ist, empfehlen wir Ihnen die praktische Erprobung des 
von der Kasse vorgeschlagenen Hilfsmittels. In diesem Fall können Sie dennoch vorsorglich und frist-
wahrend einen Widerspruch – unter Vorbehalt – einlegen und darin schildern, dass Sie das vorgeschla-
gene Hilfsmittel praktisch erproben möchten. Bitten Sie die Kasse, über den Widerspruch einstweilen 
noch nicht zu entscheiden.  

Führen Sie – am Besten in Ihrem häuslichen Umfeld und in der Anwesenheit von Zeugen - eine Erpro-
bung des Hilfsmittelvorschlages durch. Dokumentieren Sie die Erprobung, z.B. mit Fotos. Falls sich im 
Rahmen der praktischen Erprobung zeigt, dass das vorgeschlagene Hilfsmittel für Sie nicht ausreichend 
und zweckmäßig ist, so sollten Sie dies der Kasse in Ihrer Widerspruchsbegründung darlegen. Schildern 
Sie auch, warum die von Ihnen beantragte Versorgung das Maß des Notwendigen nicht überschreitet. 

 

Wurden Zubehörteile abgelehnt?  
Prüfen Sie die Teilgenehmigung und legen Sie gegen den ablehnenden Teil Widerspruch ein. Erläutern Sie 
darin erneut den Bedarf und die medizinische Notwendigkeit für das beantragte Zubehör in Ihrem Fall.  
 
 

http://www.rehadat-recht.de/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__12.html
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4. Anhörung und Entscheidung im Widerspruchsverfahren 

Wurden Sie von Ihrer Krankenkasse gefragt, ob Sie Ihren Widerspruch aufrechterhalten oder ihn zurückzie-
hen möchten? Bei diesem Vorgehen handelt es sich im Allgemeinen um eine sog. „Anhörung“. Diese Nach-
frage der Krankenkasse ist möglich, wenn ein konkreter Anlass hierfür gegeben ist, z.B. durch eine weitere 
(neue) Stellungnahme des MD im Rahmen des laufenden Widerspruchverfahrens.  

Diese Mitteilung des Kostenträgers ist keine Ablehnung, sondern eine Gelegenheit für Sie, Ihren Wider-
spruch aufrecht zu erhalten, das neue MD-Gutachten zu sichten und vor der endgültigen Entscheidung 
(durch den Widerspruchausschuss) noch einmal weitere Argumente (sowie ärztliche Stellungnahmen) nach-
zureichen. 
 
 
 
 

Vorsicht bei Telefongesprächen mit Kostenträgern! 
Klären Sie Fragen zu Ihrer Hilfsmittelversorgung mit Ihrem Kostenträger schriftlich. Am Telefon gegebene 
Informationen könnten zu Ihren Ungunsten ausgelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wann und wie muss ich reagieren? 

▪ Falls der Kostenträger Ihnen eine Frist setzt, so sollten Sie ihm innerhalb dieser mitteilen, dass Sie Ihren 
Widerspruch aufrechterhalten. 

▪ Legen Sie in Ihrem Schreiben Ihre Situation noch einmal mit Ihren eigenen Worten möglichst genau, 
praxisbezogen und auch für fachfremde Personen (Widerspruchsausschuss!) nachvollziehbar dar.  

▪ Beantragen Sie bei Bedarf (z.B. für weitere ärztliche Stellungnahmen) eine Fristverlängerung. Genaue 
gesetzliche Vorgaben gibt es hierfür nicht. Auch eine nach Ablauf der Frist, aber vor der Entscheidung 
zugeleitete Stellungnahme muss bei der Entscheidung noch beachtet werden.  

 

Was passiert im weiteren Verlauf mit meinem Widerspruch?  
Ihr Widerspruch wird zur endgültigen Entscheidung an den Widerspruchausschuss weitergeleitet. Durch 
diese Stelle wird Ihrem Widerspruch ganz oder teilweise abgeholfen (= zugestimmt) oder er wird abgelehnt.  
 

Der Widerspruchsbescheid 
Sie erhalten einen Widerspruchsbescheid mit einer Begründung der Entscheidung und mit einer Rechts-
behelfsbelehrung: „Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats Klage beim zuständigen So-
zialgericht [Name, Adresse] erheben“. 
 

Hinweis: 
Notieren Sie sich bei Telefonaten grundsätzlich Datum, Gesprächspartner und Inhalt des Gesprächs!  

Berufen Sie sich auf Ihr Recht (§§ 33- 36 SGB X) und fordern Sie eine schriftliche Bestätigung ein, falls 
Ihnen Entscheidungen mündlich mitgeteilt werden! 
 

Hinweis: Fordern Sie auch dieses Gutachten des MD an! 
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5. Bei Ablehnung des Widerspruchs: Klage vor dem (Sozial)-Gericht? 

Die Klage vor dem Sozialgericht ist in der ersten Instanz kostenlos, es besteht keine Anwaltspflicht. Um ein 
Klageverfahren erfolgreich zu durchlaufen empfehlen wir jedoch dringend, einen Fachanwalt für Sozialrecht 
(Hilfsmittelversorgung) zuzuziehen. Wurde die Versorgung durch das Integrationsamt / Inklusionsamt abge-
lehnt, so ist das Verwaltungsgericht für die Klage zuständig. Klageverfahren sind meist langwierig. 

▪ Fragen Sie ggf. bei Ihrer Rechtsschutzversicherung nach der Kostenübernahme für das Klageverfahren. 

▪ Stellen Sie bei Bedarf einen Antrag auf eine gutachterliche Anhörung (§ 109 SGG) durch einen aus Ihrer 
Sicht fachlich kompetenten Sachverständigen (Arzt). 

▪ Bei wirtschaftlicher Bedürftigkeit könnten Sie ggf. Prozesskostenhilfe für eine rechtsanwaltliche Vertre-
tung bei Gericht beantragen, mehr dazu im Abschnitt „10. Weitere Informationen“. 

 

6. Ich habe eine Frist verpasst, was kann ich tun? 
 

Der Überprüfungsantrag  
Ist Ihr Bedarf für die abgelehnte Hilfsmittelversorgung unverändert vorhanden? Dann haben Sie trotz Ab-
lauf Ihrer Widerspruchs- oder Klagefrist die Möglichkeit, mit einem Antrag auf „Rücknahme eines rechts-
widrigen nicht begünstigenden Verwaltungsaktes“ (§ 44 SGB X) Bescheide trotz des Fristablaufs prüfen zu 
lassen. Stellen Sie im Rahmen des Überprüfungsantrags dem Kostenträger (nochmals) die Notwendigkeit 
der beantragten Hilfsmittelversorgung in Ihrem Einzelfall dar! Erläutern Sie, warum bei dessen Entschei-
dung aus Ihrer Sicht von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen wurde oder während des Verfahrens 
das Recht nicht korrekt angewandt wurde. Die erneute Überprüfung durch den Kostenträger kann eine Auf-
hebung des ablehnenden Bescheides und Entscheidung zu Ihren Gunsten bewirken. Weitere Informationen 
finden Sie im Infodienst-Blatt „Recht / Überprüfungsantrag“. 
 

Hilfsmittel erneut beantragen? 
Es kann eine Option sein, die Versorgung mit einem Hilfsmittel erneut zu beantragen. Das kann erfolgver-
sprechend sein, wenn sich Ihre Situation, der Versorgungsbedarf oder das Ziel der Hilfsmittelversorgung 
seit dem Zeitpunkt der Antragstellung verändert hat. Stimmen Sie dies mit Ihren verordnenden Ärzten ab, 
eine neue Verordnung sollte dem Kostenträger eingehend erläutert werden! 
 

7. Was tun bei Schwierigkeiten mit dem Kostenträger während des Verfahrens? 
 

Bei Problemen mit dem Sachbearbeiter 
Wenden Sie sich an die Beschwerdestelle Ihres Kostenträgers, wenn die Zusammenarbeit mit Ihrem zustän-
digen Sachbearbeiter problematisch ist. 
 

Bei Problemen mit dem MD 
Sollten Sie mit der Tätigkeit des MD-Gutachters nicht einverstanden sein, so können Sie sich bei der Om-
budsperson des MD Ihres Bundeslandes beschweren, siehe unter: www.medizinischerdienst.de 
 

Bei Fehlern im Verwaltungshandeln  
Richten Sie eine Beschwerde (= Eingabe) an die zuständige Aufsichtsbehörde. Informationen erhalten Sie 
beim Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS): www.bundesamtsozialesicherung.de (>Service>Beschwerde 

über einen Sozialversicherungsträger>Beschwerdeformular). 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgg/__109.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_10/__44.html
https://www.medizinischerdienst.de/
https://www.bundesamtsozialesicherung.de/de/
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Bei Fristüberschreitung: Untätigkeitsklage 
Wenn Sie (ohne zureichenden Grund) innerhalb von 6 Monaten nach Antragstellung oder von 3 Monaten 
nach Einreichung des Widerspruchs keinen Bescheid erhalten, können Sie Untätigkeitsklage (§ 88 SGG) 
beim Sozialgericht erheben. Die Verzögerung darf nicht durch mangelnde Mitwirkung von Ihrer Seite verur-
sacht sein! Die Behörde wird ggf. verurteilt, Ihnen einen Bescheid zu senden. 
Die Untätigkeitsklage kann zunächst schriftlich mit Ansetzung einer Frist angedroht werden. Sie ist ein „Not-
anker“ und führt nicht zu einem Urteil über die beantragte Leistung selbst. Wenn die Voraussetzungen ge-
geben sind, ist eine einstweilige Anordnung vorzuziehen. 
 

8. Rechtsschutz, wenn es eilt: Die einstweilige Anordnung (EA) 

Wenn Sie ein Hilfsmittel dringend benötigen, können Sie zu jedem Zeitpunkt im Verwaltungsverfahren beim 
Sozialgericht den Erlass einer EA beantragen (§ 86b SGG). Ist das Verfahren erfolgreich, wird Ihnen die be-
antragte Leistung vorläufig zur Verfügung gestellt. Die definitive Entscheidung wird nachgeholt.  

Das laufende Antrags-, Widerspruchs- oder Sozialgerichtsverfahren läuft parallel dazu weiter. Ob der An-
spruch auf die vorläufig zur Verfügung gestellte Leistung tatsächlich besteht, wird im leider oft langwierigen 
Hauptverfahren geklärt. Die Bewilligung kann wieder rückgängig gemacht werden, wenn im Rahmen der 
endgültigen gerichtlichen Entscheidung der Anspruch als „nicht berechtigt“ beurteilt wird. 

Für einen Erfolg der EA müssen Sie glaubhaft darlegen, dass Ihr Anspruch gegenüber dem Leistungsträger 
berechtigt ist und dass Eilbedürftigkeit vorliegt. Die sofortige Entscheidung des Gerichts ist gerechtfertigt, 
wenn eine konkrete Gefahr abgewendet werden kann, die verhindern oder erschweren würde, dass Sie Ih-
ren Anspruch wahrnehmen (z. B. bei rapidem Krankheitsfortschritt) oder wenn drohende Nachteile und Ge-
fahren verhindert werden können (z.B. Gefahr schwer zu stürzen, wenn Sie keine Gehhilfe erhalten).  

Es besteht keine Anwaltspflicht. Wir empfehlen Ihnen aber, einen Fachanwalt für Sozialrecht einzuschalten. 
Die Kosten für das Eilverfahren trägt die unterlegene Partei. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wichtig: 
▪ Fügen Sie Ihrem Antrag Unterlagen hinzu, die dem Gericht den Anspruch und die Eilbedürftigkeit der 

Hilfsmittelversorgung darlegen. 

▪ Erklären Sie dem Gericht, warum Sie ohne die rechtzeitige Ausstattung mit dem Hilfsmittel gesund-
heitliche Beeinträchtigungen zu erwarten hätten, die unzumutbar und nicht mehr zu beseitigen wä-
ren. 

▪ Die Krankenkasse kann hiermit zur vorläufigen Ausstattung mit dem beantragten Hilfsmittel ver-
pflichtet werden. 

▪ Der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz ersetzt nicht die Klage! Liegt Ihnen ein ablehnender Wi-
derspruchsbescheid vor, so müssen Sie unabhängig von Ihrem Antrag auf einstweilige Anordnung die 
Klagefrist einhalten. 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgg/__88.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgg/__86b.html
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9. Selbstbeschaffung eines Hilfsmittels 
 

Wichtig: Dies ist nur in Ausnahmefällen möglich! 
Im Sozialversicherungsrecht gilt das Sachleistungsprinzip, d.h. Sie müssen zunächst einen Antrag auf die 
Versorgung bei Ihrem Kostenträger stellen. Im Regelfall dürfen Sie sich das Hilfsmittel nicht im Vorfeld 
selbst beschaffen, für die gesetzliche Krankenkasse (GKV) gilt das Verbot der Kostenerstattung. 

Ausnahme: Die GKV konnte eine unaufschiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbringen (z.B. im Rahmen ei-
ner Notfallversorgung) oder sie hat die Leistung zu Unrecht abgelehnt. In solchen Fällen könnten Sie ein 
notwendiges Hilfsmittel selbst beschaffen und die entstandenen oder drohenden Kosten (Rechnung!) ge-
genüber der GKV geltend machen. 

Falls die entsprechenden Bearbeitungsfristen von Ihrem Kostenträger nicht eingehalten wurden, kann die 
Genehmigungsfiktion zum Tragen kommen, Kostenträger können zur Erstattung von Aufwendungen für 
selbstbeschaffte Leistungen verpflichtet werden. Rechtliche Grundlagen hierzu finden Sie unter § 13 SGB V 
„Kostenerstattung“ und § 18 SGB IX „Erstattung selbstbeschaffter Leistungen“, (Ausnahme: Leistungen der 
Eingliederungshilfe, der Jugendhilfe, der Kriegsopferversorgung sowie der Inklusions- / Integrationsämter). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

10.  Weiterführende Informationen 

▪ Infodienst-Blätter aus dem Kapitel „Hilfsmittel / Wohnen“: Auswahl und Antrag, gesetzliche Kranken-
versicherung, Eingliederungshilfe, Beruf; sowie „Fristen im Sozialrecht“, „Überprüfungsantrag“  

▪ www.rehadat-hilfsmittel.de (>Ablauf & Finanzierung>Antrag und Widerspruch) 

▪ www.rehadat-recht.de (>Rechtsprechung>Hilfsmittel>Strittige Aspekte der Hilfsmittelversorgung) 

▪ Bundesministerium für Gesundheit (BMG): https://gesund.bund.de (>Service>Rechte für Patienten) 

▪ Gesetzestexte, Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz: www.gesetze-im-internet.de 

▪ Empfehlungen für Rechtsanwälte mit Schwerpunkt Sozialrecht: Netzwerk für Inklusion, Teilhabe, 
Selbstbestimmung und Assistenz  NITSA e.V.: www.nitsa-ev.de   (>Service>Recht>Empfohlene Anwälte).  
Nutzen Sie auch die Selbsthilfe in der DGM, erkundigen Sie sich bei Gleichbetroffenen nach Erfahrun-
gen mit Rechtsanwälten. Sprechen Sie Ihr Sanitätshaus an, ggf. können diese Ihnen Juristen benennen. 

▪ Tests zu Rechtsschutzversicherungen finden Sie bei Stiftung Warentest: www.test.de 

▪ Broschüre „Beratungs- und Prozesskostenhilfe“, Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz, 
kostenloser Download: www.bmjv.de (Publikationen>Formulare, Muster und Vordrucke>Formulare zur 
Prozesskostenhilfe) 

▪ Antrag auf Prozesskostenhilfe/Verfahrenskostenhilfe, Justizportal des Bundes und der Länder, kostenlo-
ser Download: www.justiz.de (>Formulare>Allgemeines) 

Hinweis: 
Auch für selbstbeschaffte Leistungen gilt das Wirtschaftlichkeitsgebot. Das Hilfsmittel muss geeignet, 
ausreichend und wirtschaftlich ist und darf das Maß des Notwendigen nicht überschreiten. 

Lassen Sie sich unbedingt von einem Rechtsanwalt beraten, bevor Sie eine Kostenbelastung            
eingehen! 
 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__13.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__18.html
https://www.rehadat-hilfsmittel.de/de/
https://www.rehadat-recht.de/de/
https://gesund.bund.de/
http://www.gesetze-im-internet.de/
http://www.nitsa-ev.de/
https://www.test.de/
https://www.bmjv.de/
https://justiz.de/index.php

